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Die Betreuung alter, pflegebedürftiger und behinderter Menschen in stationären Einrichtungen erfolgt nach wie vor weitgehend im rechtsfreien Raum. Das beginnt bei fehlenden oder mangelhaften Heimgesetzen,
 wird prolongiert durch unbefriedigende Ausbildungsregelungen,
 durch kaum noch vertretbare faktische und rechtliche Gegebenheiten bei Freiheitsbeschränkungen und reicht bis zu fehlenden und ineffizienten Interessenvertretungen für HeimbewohnerInnen. Zwar hat die Seniorenpolitik der letzten Jahre eine Reihe von Mitsprachegremien für ältere Menschen ins Leben gerufen und mit dem Bundes-Seniorengesetz diesem Anliegen auch auf legistischer Ebene entsprochen.
 An den stationären Senioren- und Behinderteneinrichtungen ist diese Entwicklung aber weitgehend vorbeigegangen, sodass dort die Interessenwahrung betroffener Personen weiterhin häufig sporadischen Einzelaktivitäten überlassen ist.

1. Bestehende Defizite

1.1.
Konsumentenschutzrechtliche Aspekte

Das Heimeintrittsalter liegt im Durchschnitt bei über 80 Jahren, die durchschnittliche Pflegebedürftigkeit der HeimbewohnerInnen steigt kontinuierlich an und liegt in vielen Heimen bei der Pflegestufe 4, womit ein (theoretischer) Betreuungsbedarf von mehr als 160 Stunden pro Monat verbunden ist.
 Die Hirnleistungsstörungen wie Alzheimer, Altersverwirrtheit etc steigen stark an. Auf der anderen Seite stehen alte Menschen auch in stationären Einrichtungen einem zum Teil sehr komplizierten Rechtsleben mit wirtschaftlich bedeutenden Geschäften gegenüber (Erbschaft, Schenkungen in der Familie, Pensions- und Vermögensverwaltung). In diesen Bereich fällt auch der Heimvertrag, der zwischen Heimträger und HeimbewohnerInnen abgeschlossen wird und beträchtliche Geldleistungen zum Inhalt hat (ein Heimplatz kostet bei hoher Pflegebedürftigkeit immerhin bis zu 50.000,- S pro Monat).
 Hier bleibt oft unklar, ob HeimbewohnerInnen bei Vertragsschluss geschäftsfähig waren. Noch zweifelhafter ist zumeist, wie weit dabei die schutzwürdigen Interessen von HeimbewohnerInnen berücksichtigt wurden. Auch die Angehörigen sind damit zumeist überfordert.

Eine informelle Unterstützung aller Betroffenen, also der HeimbewohnerInnen und deren Angehörigen, aber auch der Heim- und Pflegedienstleitungen, erscheint hier jedenfalls notwendig. Darüber hinaus müssen Möglichkeiten geschaffen werden, den konsumentenschutzrechtlichen Schutzbestimmungen, die auf das Verhältnis zwischen HeimbewohnerInnen und Heimträger zweifellos anwendbar sind, verstärkt zur Durchsetzung zu verhelfen. Zwar wurde nunmehr dem Österreichischen Seniorenrat die Möglichkeit der Abmahnung und Verbandsklage nach dem KSchG eingeräumt.
 Allerdings handelt es sich dabei einerseits um einen stark eingegrenzten Themenbereich (Allgemeine Geschäftsbedingungen) und andererseits besteht eine sehr hohe Zugangsschwelle. Nur rechtskundige Angehörige und Sachwalter können solche Missstände erkennen und an den Seniorenrat weiterleiten. Alle anderen BewohnerInnen von stationären Einrichtungen bleiben weitgehend unvertreten. Darüber hinaus sind der Seniorenrat und die Verbandsklage nach dem KSchG nicht geeignet, kleinere Probleme des Heimalltags zu lösen.

1.2.
Freiheitsbeschränkungen

Einen weiteren Problembereich stellen freiheitsbeschränkende Maßnahmen in Altenwohn- und Pflegeheimen dar. Das B-VG zum Schutz der persönlichen Freiheit und das Unterbringungsgesetz (UbG) legen klar fest, dass Freiheitsbeschränkungen in Heimen grundsätzlich überhaupt nicht vorgenommen werden dürfen. Die Praxis ist eine andere,
 wobei auch weitgehend unbestritten ist, dass fallweise freiheitsbeschränkende Maßnahmen zum Schutz der Betroffenen nötig und sinnvoll sind, zumal der Anteil schwer kranker Menschen kontinuierlich ansteigt und eine Unterbringung nach dem UbG zumeist nicht erforderlich ist. Einerseits besteht ein enormes Informationsdefizit – viele Freiheitsbeschränkungen werden vom Pflegepersonal nicht als solche erkannt
 –, und andererseits bedarf es einer klaren legistischen Regelung von Freiheitsbeschränkungen außerhalb geschlossener Anstalten, zumal sie derzeit oft auch auf Grund (vermeintlicher) Haftungsängste vorgenommen werden. Eine künftige Regelung von freiheitsbeschränkenden Maßnahmen in stationären Pflegeeinrichtungen müsste – im Sinne des möglichst umfassenden Schutzes der persönlichen Freiheit der Betroffenen – entsprechende Qualitätsanforderungen an die Einrichtungen stellen und ein UbG-ähnliches Verfahren installieren. Eine unabhängige Vertretung der HeimbewohnerInnen könnte hier die Verfahrensvertretung, vergleichbar der Patientenanwaltschaft nach dem UbG, übernehmen und wichtige informellen Aufgaben erfüllen.

1.3.
Selbstbestimmung als Ziel des Sozialrechts

Die Sozialhilfegesetze, Bundes- und Landespflegegeldgesetze, Heimgesetze sowie andere für diesen Bereich bedeutende Rechtsnormen geben regelmäßig in ihren Zielbestimmungen vor, dass alte Menschen ein selbstbestimmtes Leben führen sowie in Würde leben können sollen.
 Im Mittelpunkt soll also der persönliche, subjektive Wille der Person und nicht bloß eine „objektiv“ vernünftige Lebensführung stehen. In der Praxis herrscht aber sowohl bei stationärer als auch ambulanter oder familiärer Betreuung oft eine paternalistische Betrachtungsweise vor:
 Institutionen und Betreuungspersonal sind zwar bemüht, den betroffenen Personen alles angedeihen zu lassen, wovon sie glauben, dass es gut für sie ist. Dabei wird aber oft übersehen, dass es sich um Individuen handelt, deren Interessen nicht unbedingt einer objektiv vernünftigen Verhaltensweise entsprechen. Auch alte, kranke und behinderte Menschen müssen die Möglichkeit haben, persönliche Risiken einzugehen (zB spazieren gehen trotz Sturzgefahr, Zigaretten rauchen), zumal diese ein wesentliches Element der Lebensqualität darstellen.
 

Wenn man das Recht auf Selbstbestimmung und möglichst selbständige Lebensführung tatsächlich ernst nimmt, muss man auch Möglichkeiten schaffen, damit die betroffenen Personen ihre Interessen selbst artikulieren und vertreten können. Dazu müsste in stationären Einrichtungen eine Eigenvertretung der Bewohner eingerichtet werden; zB Heimbeiräte, Heimbewohnerversammlungen.

Wo auf Grund körperlicher oder geistiger Beeinträchtigung eine Selbstvertretung nicht mehr möglich ist, muss Unterstützung bei der Interessenfindung und eine Vertretung durch Dritte gewährleistet sein.

1.4.
Heimaufsicht

Der Großteil der Wohn- und Pflegeheimplätze wird in Österreich, auch wenn hier sehr starke regionale Unterschiede bestehen, von öffentlichen Körperschaften angeboten. Heimbetreiber und Heimaufsichtsbehörde sind oft die gleiche Institution, wodurch eine effektive Kontrolle und Aufsicht sowie eine umfassende Wahrung von Heimbewohnerinteressen nicht gewährleistet erscheint.
 Effiziente und unabhängige Heimbewohnervertretungen könnten durch die regelmäßige Präsenz gewisse Aufgaben der Heimaufsicht auf informeller Ebene erfüllen und dadurch auch als Instrument der Qualitätssicherung im stationären Bereich fungieren.

2. Österreichische Rechtslage

Derzeit sind bereits einige Formen von Heimbewohnervertretungen auf Landesebene installiert oder zumindest rechtlich vorgesehen. Diese variieren von Bundesland zu Bundesland beträchtlich. Dabei können grundsätzlich drei Gruppen gebildet werden:

( Die Vertretung der Heimbewohner durch die Patientenanwaltschaft nach dem KAG: Niederösterreich, Wien, Vorarlberg und (künftig) das Burgenland;

( Eine Eigen- oder Fremdvertretung auf der Basis des jeweiligen Landesheimrechts: Salzburg, die Steiermark, Kärnten und Oberösterreich;

( Keine Vertretung der Heimbewohnerinteressen: Tirol.

2.1. Die Patientenanwaltschaft als Bewohnervertretung

In den Bundesländern Niederösterreich, Wien, Vorarlberg und (künftig) Burgenland
 ist die Patientenanwaltschaft nach dem KAG auch für die Vertretung von (Wohn- und) Pflegeheimbewohnern zuständig. Während für Wien und Niederösterreich die Vertretungsbefugnis ausschließlich auf pflegebedürftige Personen beschränkt ist (§ 22a Abs 2 Z4 WSHG und § 53 NÖSHG), erstrecken die Vorarlberger und die Burgenländische Regelung ihren Anwendungsbereich auf alle stationären Pflege- und Betreuungseinrichtungen.

Meiner Ansicht nach kann das aber nicht eine wirklich zufriedenstellende Vertretung der Heimbewohnerinteressen sein, zumal der Zugang zu diesen Patientenanwaltschaften für alte und pflegebedürftige HeimbewohnerInnen in der Regel viel zu schwierig ist.
 Ein Mensch, der im Heim und schwer pflegebedürftig ist, kann oft seine Interessen kaum selber artikulieren. Noch viel weniger hat er die Energie, sich an eine heimfremde Institution, wie es die Patientenanwaltschaft ist, zu wenden. Es müsste also auf jeden Fall ein relativ niederschwelliger Zugang, ua durch regelmäßige Heimpräsenz der Bewohnervertretung, geschaffen werden, um Bewohnerinteressen überhaupt feststellen und in der Folge vertreten zu können.
 

Zusätzlich beschränkt sich der Aufgabenbereich dieser Patientenanwaltschaft vorwiegend auf den Ersatz entstandener Behandlungsschäden nach Beendigung des Arzt-Patientenverhältnisses, während HeimbewohnerInnen in erster Linie an der Lösung von Alltagsproblemen und an der dauernden Änderung von Verhaltensweisen in einer fortbestehenden Beziehung interessiert sind. Missstände in Krankenanstalten sind mit Missständen in stationären Pflege- und Betreuungseinrichtungen kaum zu vergleichen. Ebenso verhält es sich mit den Aufgabenbereichen der Patientenanwaltschaft und einer Heimbewohnervertretung.

2.2. Heimrechtliche Bewohnervertretungen

Das neue Salzburger Pflegegesetz (LGBl 52/2000) sieht die Selbstvertretung von HeimbewohnerInnen vor, wobei die Übertragung der eigenen Mitgestaltungsrechte auf einen Dritten aber zulässig ist. In den bestehenden Heimgesetzen in der Steiermark und in Kärnten ist jeweils das Recht auf eine Bewohnerversammlung und eine Heimbewohnervertretung vorgesehen.
 Damit allein ist aber noch nichts getan, zumal in der Praxis weder Bewohnerversammlungen abgehalten noch -vertretungen eingesetzt oder gewählt werden.
 In der Oberösterreichischen Alten- und Pflegeheimverordnung (Verordnung zum Sozialhilfegesetz) ist ein Heimforum vorgesehen, das aus Vertretern der BewohnerInnen, der Heimleitung, Pflegedienstleitung etc bestehen sollte.
 Allerdings wurde – nach meinem Informationsstand – bisher noch kein solches Heimforum eingerichtet. Die zum Teil guten rechtlichen Ansätze bedürfen hier dringend einer effizienten Umsetzung.

3. Vergleich mit Deutschland

In Deutschland gibt es schon seit 1976 eine Heimmitwirkungsverordnung zum Heimgesetz, die vorsieht, dass in jedem Heim – Wohnheim wie Pflegeheim – eine Selbstvertretung der HeimbewohnerInnen einzurichten ist.
 Dabei handelt es sich um eine Art Heimbeirat, der relativ weitgehende Mitwirkungs- und zum Teil auch Mitentscheidungsrechte hat. Heimträger sind verpflichtet, auf die Bildung von Heimbeiräten hinzuwirken. Dabei handelt es sich jedoch um eine reine Selbstvertretung, deren Funktionalität darunter leidet, dass durch die starke Zunahme schwerer Krankheiten, HeimbewohnerInnen immer weniger in der Lage sind, ihre eigenen Interessen wahrzunehmen. Das hat dazu geführt, dass 1993 immer noch 25 % der deutschen Heime ohne einen Heimbeirat waren, obwohl die Verpflichtung schon 17 Jahre lang bestanden hatte.
 Daraus muss geschlossen werden, dass eine Selbstvertretung der HeimbewohnerInnen alleine nicht ausreicht und dass jedenfalls auch heimfremde Personen in eine Interessenvertretung miteinbezogen werden müssen.

4. Vorschlag einer zweistufigen Heimbewohnervertretung

4.1.
Eigenvertretung

Wenn man den Grundsatz der Selbstbestimmung auch alten, pflegebedürftigen und behinderten Menschen gegenüber ernst nehmen will, muss man ihnen auf jeden Fall, soweit sie dies können, die Möglichkeit bieten ihre Interessen selber wahrzunehmen (zB Heimbeirat). Die damit verbundene Eigenverantwortung ist auch eine Möglichkeit, Menschen in stationären Einrichtungen körperlich und geistig rege zu halten. Voraussetzung einer funktionierenden Selbstvertretung ist aber eine verpflichtende organisatorische Unterstützung durch die Heimleitung. Zusätzlich müsste ein solcher Heimbeirat Mitsprache- und Mitwirkungsrechte bekommen, die gerade im Bereich des Heimalltages sehr weitgehend sein sollten. Das Grundprinzip muss lauten: Menschen haben im Heim ihr neues Zuhause, wo sie – ebenso wie früher – ihren Lebensrhythmus weitestgehend selbst bestimmen können. Einschränkungen dieses Grundsatzes sind dort erforderlich, wo MitbewohnerInnen durch die Ausübung des Selbstbestimmungsrechts unzumutbar beeinträchtigt werden. 

4.2.
Heimbewohneranwaltschaft

Zusätzlich zur Selbstvertretung erscheint eine professionelle Vertretung von HeimbewohnerInnen,
 ua wegen immer wieder auftretender Missstände und der starken Zunahme geistiger Störungen bei alten Menschen, unerlässlich.

Die Aufgaben einer professionellen Heimbewohnervertretung müssten sein:

( Beratung und (organisatorische) Unterstützung des Heimbeirats;

( Beratung und Unterstützung einzelner HeimbewohnerInnen;

( informelle Kontrolle von stationären Einrichtungen durch Meldung von Missständen bei der Aufsichtsbehörde;

( Mediationsfunktion;

( Vertretung bei Beschwerden und Ansprüchen von HeimbewohnerInnen;

künftig:

( Vermögensverwaltung nach dem Sachwalterrecht;

( Vertretung im Verfahren zur Genehmigung freiheitsbeschränkender Maßnahmen.

Von entscheidender Bedeutung ist der niederschwellige Zugang zur Heimbewohneranwaltschaft durch regelmäßige Präsenz, die wiederum automatisch eine informelle Kontrollfunktion nach sich ziehen würde. Eine professionelle Heimbewohnervertretung könnte eine Mediatorwirkung zwischen Heimleitung und HeimbewohnerInnen erfüllen, indem sie versucht auf kommunikativer und informeller Ebene eine Einigung bei Problemen zu finden. Dadurch könnten bereits viele Freiheitsbeschränkungen verhindert und andere Probleme gelöst werden. 

Trotzdem ist davon auszugehen, dass fallweise Freiheitsbeschränkungen zum Schutz von HeimbewohnerInnen notwendig sind, wobei in diesen Fällen eine Heimbewohnervertretung im Rahmen eines UbG-ähnlichen Gerichtsverfahrens die Vertretung vergleichbar mit dem Patientenanwalt nach dem Unterbringungsgesetz vorzunehmen hätte. Allerdings wäre es dazu nötig, dass man – derzeit in Alten- und Pflegeheimen nicht erlaubte – Freiheitsbeschränkungen gesetzlich regelt, aber auf solche Institutionen beschränkt, in denen ein gewisser Mindeststandard gesichert ist.
 In weiterer Folge wäre auch zu überlegen, ob eine Heimbewohneranwaltschaft gewisse Teile aus dem Sachwalterschaftsbereich (insb Vermögensverwaltung) übernehmen könnte. Dadurch könnten einerseits die Sachwalter andererseits aber auch die Heimleitungen entlastet werden. Relativ viele HeimbewohnerInnen haben als Sozialhilfeempfänger nur das Taschengeld aus der Pension (20 % der Pension plus dem 13. und 14. Gehalt) und aus dem Pflegegeld (derzeit 569,-S) als Einkünfte. Für diesen geringen Betrag muss derzeit aber oft eine Einzel-Sachwalterschaft bestellt werden, was mE nicht unbedingt nötig wäre. Insofern wäre an eine Art „Sachwalterschaft light“ zu denken, in deren Rahmen eine Heimbewohneranwaltschaft diese Aufgaben übernimmt. 

5. Zusammenfassung

Derzeit findet die Interessenwahrung von HeimbewohnerInnen entweder durch sie selbst statt, wenn sie dazu imstande sind, oder durch engagierte Angehörige oder einen Sachwalter. Übrig bleibt eine große Gruppe von HeimbewohnerInnen, auf die keine der drei Arten zutrifft und die demnach auf das – auch häufig bestehende – Wohlwollen von Heimleitung und Heimpersonal angewiesen sind. Vielfach werden dabei die Individualinteressen der Personen dem (vermeintlichen) Gemeininteresse der Bewohnergesamtheit und dem Interesse eines geordneten und unkomplizierten Heimbetriebs untergeordnet. Um eine weitgehend selbstbestimmte Lebensführung von BewohnerInnen stationärer Einrichtungen zu gewährleisten, wäre es daher unbedingt nötig, effektive Interessenvertretungen einzurichten. Die Patientenanwaltschaften nach dem Krankenanstaltengesetz sind dafür, nach ihrer derzeitigen organisatorischen und funktionalen Ausgestaltung, kaum geeignet.

Einerseits müssten HeimbewohnerInnen in ihrer Eigenvertretung unterstützt werden, indem man ihnen sowohl bei der Willensfindung und -artikulation als auch in organisatorischen Angelegenheiten hilft. Dort, wo eine eigenständige Interessenwahrung nicht mehr möglich ist, bedarf es darüber hinaus einer professionellen Vertretung, die sowohl die Heimbeiräte und die einzelnen BewohnerInnen als auch das Pflegepersonal und die Heimleitung berät und unterstützt. Ein erstes Ziel muss es sein, den weitgehend festgestellten Informationsbedarf abzudecken und allenfalls notwendige freiheitsbeschränkende Maßnahmen einem Gerichtsverfahren mit der Heimbewohneranwaltschaft als Verfahrensvertreter zu unterziehen sowie auf Institutionen zu beschränken, die entsprechende Mindeststandards erfüllen.

Legistischer Handlungsbedarf ist sowohl auf Bundes- als auch auf Landesebene gegeben. Die auf Bundesebene längst fälligen Reformen des Sachwalter- und Unterbringungsrechts, insbesondere in Bezug auf Freiheitsbeschränkungen in stationären Pflege- und Betreuungseinrichtungen, müssten jedenfalls eine effiziente (Verfahrens)Vertretung betroffener Personen sicherstellen. Darüber hinaus haben sich die Länder für ihren Kompetenzbereich zur Wahrung der Rechte von HeimbewohnerInnen verpflichtet, dem mit der Zuordnung zur Patientenanwaltschaft als institutionsferne Beschwerdestelle sicherlich nicht Genüge getan wird. Auf der Grundlage der Pflegevereinbarung von 1993, in der vereinbart wurde, dass „die Vorsorge für pflegebedürftige Personen bundesweit nach gleichen Zielsetzungen und Grundsätzen zu regeln“ ist (Art. 1 Abs 1), bietet sich ein gemeinsames Vorgehen von Bund und Ländern, dh heißt die Schaffung einer gemeinsamen Institution (zB Heimbewohneranwaltschaft) geradezu an. Regelungsort könnte eine neuerliche Art 15a B-VG-Vereinbarung zwischen Bund und Ländern sein.

� Trotz Verpflichtung zur Schaffung von „Regelungen für die Aufsicht von Alten- und Pflegeheimen, die insbesondere den rechtlichen Schutz der Heimbewohner gewährleisten“ (Pflegevereinbarung gem Art 15a B-VG; BGBl 866/93), haben Vorarlberg, Tirol, Niederösterreich und Wien bisher kein Heimgesetz erlassen. Die anderen sind großteils verbesserungsbedürftig.


� Pflegeberufe, die nicht dem Gesundheits- und Krankenpflegegesetz unterliegen, sind nur in einzelnen Bundesländern geregelt (zB Oberösterreichisches Altenbetreuungs-Ausbildungsgesetz), während diese Berufsbilder in den anderen zum Teil gar nicht anerkannt werden.


� Siehe dazu Bahr/Leichsenring/Strümpel, Mitsprache – Bedarfsfelder für politische Mitsprache älterer Menschen in Österreich, BMAGS (Hg) 1996; zum Bundes-Seniorengesetz Ganner in Barta/Ganner (Hg), Alter, Recht und Gesellschaft 8.


� Der beim Pflegegeldeinstufungsverfahren festgestellte Pflege- und Betreuungsbedarf kann in stationären Einrichtungen nie in diesem Ausmaß erbracht werden, weil dafür in allen Einrichtungen zu wenig Personal vorhanden ist. Die Oberösterreichische Alten- und Pflegeheimverordnung schreibt beispielsweise für vier HeimbewohnerInnen der Pflegestufe 3 (á 120 Stunden Betreuungsaufwand pro Monat; mal vier ergibt 480) eine Betreuungsperson vor, die rund 180 Stunden pro Monat arbeitet, aber mindestens fünf Wochen im Jahr auf Urlaub ist. Eine Betreuungsperson muss also monatlich den Betreuungsaufwand von 480 Stunden erbringen. In den anderen Bundesländern werden ähnliche Personalschlüssel verwendet, sodass diese Diskrepanz österreichweit besteht.


� Vgl Barta/Ganner, Was könnte ein Bundes-Heimvertragsgesetz leisten?, SozSi 1999, 981.


Am 27.4.2000 wurde im Nationalrat der Antrag auf Beschließung eines Bundes-Heimvertragsgesetzes eingebracht, mit dem die privatrechtliche Beziehung zwischen Heimträger und Heimbewohnern österreichweit einheitlich geregelt werden soll.


� Besteht die Gefahr der Verwendung gesetz- oder sittenwidriger Allgemeiner Geschäftsbedingungen, so kann der Unternehmer durch eine gem § 29 KSchG klageberechtigte Einrichtung abgemahnt werden. Durch Unterlassungserklärung, die mit einer angemessenen Konventionalstrafe zu sichern ist, kann der betroffene Unternehmer eine Unterlassungsklage abwehren.


� Vgl Im rechtsfreien Raum..., Bericht des Vereins für Sachwalterschaft und Patientenanwaltschaft an den Bundesminister für Justiz über Freiheitsbeschränkungen in Behinderteneinrichtungen, Alten- und Pflegeheimen, in dem Situationsberichte aus allen österreichischen Bundesländern geschildert werden, wobei festgestellt wird, dass nicht genehmigte Freiheitsbeschränkungen nach wie vor weit verbreitet sind (April 1999).


� Klie/Lörcher, Gefährdete Freiheit – Fixierungspraxis in Pflegeheimen und Heimaufsicht 73 (1994) mwH auf Borutta 1994, wo festgestellt wird, dass Pflegekräfte bis zu 50 % der freiheitsentziehenden Maßnahmen nicht als solche erkennen.


� Vgl § 2 Stmk Pflegeheimgesetz: „Zweck des Gesetzes ist es, die Interessen und Bedürfnisse der Heimbewohner zu beachten sowie die Menschenwürde und Selbständigkeit der Heimbewohner im Pflegeheim zu sichern“; fast wortgleich auch § 2 Kärntner Heimgesetz; vgl auch § 1 BPGG: „... ein selbstbestimmtes, bedürfnisorientiertes Leben zu führen.“


� „... das Bemühen um möglichst gute Fürsorge hat die Frage nach der eigenen Kompetenz des behinderten Menschen überlagert“; Weitzenböck, Zur Reform des Sachwalterrechts in: Barta/Ganner (Hg), Rechtliche Rahmenbedingungen der Alten- und Pflegebetreuung, 85 (86).


� In diesem Sinne garantiert auch die Europäische Charta der Rechte und Freiheiten älterer Menschen in Heimen in Kapitel I – Lebensqualität „das Recht, persönliche Risiken einzugehen ...“. Diese Charta wurde 1993 vom Europäischen Verband für Alters- und Pflegeheimleiter beschlossen und gilt auch in österreichischen Heimen; näheres dazu in Barta/Ganner, Brauchen wir einen Katalog von Persönlichkeitsrechten für alte Menschen?, JAP 1998/99, 197.


� Das Niederösterreichische Sozialhilfegesetz 2000 (§ 52, LGBl 9200-0) statuiert eine Aufsichtspflicht nur für nicht vom Land betriebene Heime.


� Das Burgenländische Gesundheits- und Patientenanwaltschaftsgesetz wurde am 27.4.2000 beschlossen und soll voraussichtlich im Juli 2000 in Kraft treten.


� Vgl dazu insb das Vlbg Patienten- und Klientenschutzgesetz, LGBl. 26/1999.


� Das belegt auch die Tatsache, dass die Wiener Patientenanwaltschaft kaum mit Problemfällen aus Alten- und Pflegeheimen konfrontiert ist. Dass es diese gar nicht gibt, kann daraus sicherlich nicht geschlossen werden.


� Immerhin sieht § 3 des Vlbg Patienten- und Klientenschutzgesetzes vor, dass in allen bettenführenden Einrichtungen eine Informations- und Beschwerdestelle einzurichten ist.


� § 3 Abs 3 Z 5 Stmk Pflegeheimgesetz und § 6 Abs 3 lit d Kä Heimgesetz.


� Gem § 4 Stmk Pflegeheimgesetz kann die Landesregierung eine eigene Heimbewohneranwaltschaft einrichten. Nunmehr, nach mehr als 5jährigem Bestehen dieser Bestimmung, ist man bemüht, dafür einen eigenen Verein zu gründen, der sich aus den drei größten Seniorenverbänden zusammensetzen soll.


� § 22 OÖ Alten- und Pflegeheimverordnung.


� Vgl dazu Ganner in: Barta/Ganner (Hg), Alter, Recht und Gesellschaft 126 f.


� Dahlem/Giese/Igl/Klie, Das Heimgesetz, Kommentar, C III § 1 Rz 4.


� Eine Vertretung dieser Personengruppe ausschließlich durch Angehörige erscheint nicht sinnvoll, weil die Interessen von HeimbewohnerInnen mit denen ihrer Angehörigen häufig nicht übereinstimmen. Vielmehr kommt es dabei zu einer Interessenkollision, die eine adäquate Vertretung der betroffenen Person durch den jeweiligen Angehörigen verhindern kann.


� Die Beschränkung auf Einrichtungen, die Mindeststandards erfüllen, soll verhindern, dass Freiheitsbeschränkungen auf Grund von Personalmangel etc vorgenommen werden.
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